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1. den Umfang und die Fristen von Nach- und Um­
dispositionen;

2. die Termine für Feinspeziflkationen, wenn der 
Lieferzeitraum ein Quartal überschreitet;

3. die Fixtermine, insbesondere bei Saisonartikeln;
4. die Gütezeichen und die Art und Weise der Etiket­

tierung und Kennzeichnung der Erzeugnisse;
5. die Lieferung von Prospekten, Gebrauchs- bzw. 

Bedienungsanleitungen;
6. die Rückgabefristen und die Organisation der 

Rückführung von Verpackungsmiltein.

§ 8
Planung und Leitung der Kooperation

(1) Die WB und die handclsleitenöen Organe haben 
entsprechend § 26 Abs. 1 des Vertragsgesetzes recht­
zeitig die erforderlichen Voraussetzungen für die Or­
ganisierung der wechselseitigen Beziehungen der Be­
triebe zur Befriedigung des Bedarfs der Bevölkerung 
mit Konsumgütern zu schaffen und dazu insbesondere 
die notwendigen Kennziffern für die Produktion und 
die Bildung der Warenfonds gemeinsam zu erarbeiten 
und abzustimmen sowie den Betrieben zu übergeben.

(2) Die Bestimmungen des § 26 Abs. 2 des Vertrags­
gesetzes gelten auch für die handelsleitenden Organe.

Koordinierungsvereinbaiungen

§ 9
(1) Die WB und die handelsleitenden Organe kön­

nen gemäß § 27 des Vertragsgesetzes Fragen der Zu­
sammenarbeit ihrer Industrie- und Handelszweige 
durch Koordinierungsvereinbarungen regeln.

(2) Diese Koordinierungsvereinbarungen können in 
Ergänzung des § 28 des Vertragsgesetzes insbesondere 
Vereinbarungen enthalten über

1. die Zusammenarbeit auf der Grundlage des Er­
zeugnisgruppenprinzips;

2. die Bedarfs- und Absatzlenkung und die Werbung;
3. die Neu- und Weiterentwicklung von Erzeugnissen 

und deren Einführung auf dem Konsumgüter­
binnenmarkt sowie die Anwendung neuer Werk­
stoffe einschließlich der Vereinbarung von.Kosten- 
und Preislimiten und des Testverkaufs;

4. die rationellen Ein- und Verkaufsformen;
5. die Vorbereitung, Abnahme und Bestätigung der 

Angebotskollektionen;
6. die Gestaltung der Stammverbindungen;
7. die Besonderheiten des Versandhandels und des 

Direktbezugs einschließlich der Prinzipien der 
Handclsspannenteilung;

8. die Um- und Nachdispositionen bei den Wirt­
schaftsverträgen ;

9. das Qualitätsprüfungsverfahren, die Verpackungs-, 
Etikettieruhgs- und Kennzeichnungsbedingungen;

10. die Sicherung eines stabilen Preisniveaus und eines 
preisgerechten Sortiments;

11. die Organisierung des Kundendienstes, die Ver­
besserung der Versorgung mit Ersatzteilen und Zu­
behör sowie die Sicherung der Reparaturleistungen.

(3) In den Koordinierungsvereinbarungen kann von 
den gesetzlichen Bestimmungen über die Etikettierung 
und Rechnungsausstellung abgewichen werden.

§ 10
(1) Die Koordinierungsvereinbarungen sind für die 

den Partnern unterstellten Betriebe verbindlich und 
den Wirtschaftsverträgen zugrunde zu legen. Für die 
Wirtschaftsräte der Bezirke und die ihnen unterstell­
ten volkseigenen Betriebe sind Koordinierungsverein­
barungen nur dann verbindlich, wenn die vom Volks­
wirtschaftsrat für die Erarbeitung der Koordinierungs­
vereinbarungen festgelegten Wirtschaftsräte der Be­
zirke den Koordinierungsvereinbarungen zugestimmt 
haben.

(2) Die Verbindlichkeit der Koordinierungsverein­
barungen für die den Partnern und den Wirtschafts­
räten der Bezirke nicht unterstellten Betriebe ist von 
der Zustimmung dieser Betriebe oder ihrer übergeord­
neten Organe abhängig.

§ И
Die WB und die handelsleitenden Organe sind ver­

pflichtet, ihnen nicht unterstellte Betriebe des Indu­
strie- bzw. Handelszweiges, Wirtschaftsräte der Bezirke 
und den Verband Deutscher Konsumgenossenschaften 
in die Erarbeitung von Koordinierungsvereinbarungen 
einzu beziehen.

§ 12
Für die Entscheidung von Streitigkeiten über den 

Abschluß und die Ausgestaltung von Koordinierungs­
vereinbarungen sowie aus abgeschlossenen Koordi- 
nierungsvercinbarungen ist das Staatliche Vertrags­
gericht zuständig.

§ 13 
Preise

(1) Die Lieferung des Leistungsgegenstandes darf 
grundsätzlich nur erfolgen, wenn der den gesetzlichen 
Bestimmungen entsprechende Einzelhandelsverkaufs­
preis (EVP) vorliegt, es sei denn, der Besteller stimmt 
einer Auslieferung zu, bevor der endgültige Einzel­
handelsverkaufspreis festgesetzt ist. Die in diesem Fall 
entstehenden Kosten, insbesondere für Etikettierung 
und Lagerung, hat der Lieferer zu tragen.

(2) Für den Direktbezug gilt die Ausnahmeregelung 
des Abs. 1 nicht.

(3) Ist zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses der 
Preis noch nicht endgültig bestimmbar, so haben die 
Partner einen vorläufigen Preis zu vereinbaren.

(4) Überschreitet der nach dem Vertragsabschluß fest­
gesetzte oder vom Lieferer berechnete endgültige Preis 
den zwischen den Vertragspartnern vereinbarten Preis, 
so ist die Nachforderung des Differenzbetrages durch 
den Lieferer nicht zulässig, wenn

a) die Lieferung ohne Zustimmung des Bestellers zu 
einem höheren Preis erfolgte,

b) der vertraglich vereinbarte Preis der Bevölkerung 
in einem Angebotskatalog als endgültiger Preis 
mitgeteilt wurde.

(5) Unterschreitet der endgültige Preis den verein­
barten Preis, so gilt zwischen den Partnern der end­
gültige Preis.

(6) Die Lieferung an den Einzelhandel und die Be­
völkerung hat zu dem den gesetzlichen Bestimmungen 
entsprechenden Einzelhandelsverkaufspreis zu erfolgen.


